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Deutſchland. 

Berlin, 1. Februar. Der Herr Miniſter des Innern hat, 
wie die „Bk.⸗ u. H.-3." meldet, in Betreff der Wahlen der Abge- 
ordneten zum norddeutſchen Reichstage auf ergangene Anfrage be- 
ſüimmt: 1) daß die Ernennung von unmittelbaren Staatsbeamten 
zu Protokollführern nicht ausgeſchloſſen iſt; 2) daß der Wahlvor- 
ſteher nicht nothwendig in dem Wahlbezirke, in welchem er fungirt, 
in wohnen braucht; 3) daß der Stellvertreter des Wahlvorſtehers 
die von dem Letzteren vor Eintritt ſeiner Behinderung ernannten 
Protokollführer und Beiſitzer beizubehalten habe; 4) daß es keinem 
Bedenken unterlige, daß auch Konzeptpapier zu den Stimmzetteln 
angewandt werden darf. 

— Aus Hannover traf geſtern der bis jetzt daſelbſt ſtatlonirt 
geweſene Königliche Salonwagen hier ein, welcher auf dem nieder- 
ſchleſiſchen Bahnhofe untergebracht wurde und dajelbft einer Revi⸗ 
fon unterworfen werden ſoll. 

— Im Abgeordnetenhauſe ſteht die Einbringung eines An- 
trages bevor, die Frankfurter Kontributlonsanleihe von 6 Millionen 
Gulden auf die allgemeine Staatsſchuld zu übernehmen. 

— Von den Bezirksregierungen find. hier amtliche Berichte 
über den Stand der Saaten eingelaufen. Dieſelben lauten be⸗ 
friedigend. 

Wie man hört, iſt in der letzten Zeit ein Gegenſtand der be⸗ 
ſonderen Sorge der Königlichen Staatsregierung und Sr. Majeſtät 
des Königs die den weſtlichen Grenzbezirken des Landes durch die 
Einſchleppung der Rinderpeſt widerfahrene Heimſuchung geweſen und 
hat Se. Majeflät ſich täglich darüber Bericht erſtatten laſſen. Um 
der Weiterverbreitung dieſer Seuche auf alle Weiſe vorzubeugen, 
haben die Miniſter des Handels und der landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten die Direktionen ſämmilicher Königlicher Elſenbahnen 
veranlaßt, die Viehwagen, namentlich diejenigen, in welchen Horn ⸗ 
dich transportirt worden, nach jedem Gebrauch derſelben ſofort 
einem Desinfektionsverfahren zu unterwerfen und namentlich dafür 
Sorge zu tragen, daß bierbel ſolche Mittel angewendet werden, 
deren Erfolg durch die Erfahrung ſchon bewährt iſt. Zugleich ſind 
die betreffenden Elſenbahndirektlonen aufgefordert worden, den bei- 
den Miniſterien binnen drei Monaten über die Ausführung und 
die Wirkung der Maßregeln zu berichten. 
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Vorſchläge äußern zu dürfen. Die Regierung hat gegen den Antrag der 


Kommiſſion zu §. 8: „Die Genehmigung des Landtags zu allen der geſetz⸗ 


lichen Feſiſtellung bedürfenden Beſtimmungen der Ausführungs⸗Verordnung 
(8. 4), über welche gegenwärtiges Geſetz keine Entscheidung trifft, bleibt 
dem Landtage vorbehalten“ weſentliche Bedenken; denn wenn die Genehmi⸗ 
gung nachträglich verſagt wird, ſo iſt die Regierung verhindert, Verträge 
abzuschließen und zur Ausführung zu bringen. Soll das Monopol ſobald 
als möglich beſeitigt werden, jo bitte ich, dieſen Paragraphen nicht zu ge⸗ 
nehmigen, weil derſelbe einen unnöthigen Aufenthalt herbeiführen würde. 
Die Amendements, die eine niedrigere Steuer wollen, glaubt die Regierung 
nicht unterſtützen zu können. So ſehr die Regierung wünſcht, das Mono⸗ 
pol zu beſeitigen, ifo geſtattet die gegenwärtige Finanzlage eine ſolche nie- 
drigere Abgabe nicht. Die Regierung iſt einverſtanden mit dem in den Amen⸗ 
dements ausgeſprochenen Wunſche. Sobald die Regierung in der Lage ſein 
wird, eine Ermäßigung der Steuer vorzuschlagen,, wird ſie es thun. Was 
den Vorſchlag der Kontingentirung der Steuern anlangt, ſo fragt es ſich, 
ob nicht andere Erleichterungen nothwendiger ſind. Die Regierung kann 
dem dahin gehenden Amendement ebenfalls nicht zuſtimmen. 

Abg. Dr. Gneift weiſt nach, daß die Aufhebung des Salzmonopols 
nicht nur den Ertrag der Salzſteuer, ſondern auch den Werth der Berg⸗ 
werke erheblich heben werde. Der Finanzminiſter wird bei einer mäßigen 
Steuer ein gutes Geſchäft machen. Man muß die Steuer gegenwärtig ſchon 
mäßig feſtſetzen; ſobald das Monopol —— iſt, hört der Kampf auf Leben 
und ed auf. — Abg. Michaelis (Stettin): Die Vorlage iſt von großer 
Wichtigkeit. Die Aufhebung des Salz-Monopols iſt nothwendig, doch muß 
das, was an die Stelle deſſelben treten ſoll, fo 3 brüdend für die Be- 
völkerung wie möglich fein. Die Beſeitigung des Salz- Monopols liegt 


nicht nur im Intereſſe der großen Gutsbeſitzer und Fabrikanten, ſondern 


im Intereſſe der geſammten Bevölkerung. Eine Vorausſetzung liegt vor, 
deren Beantwortung Seitens der Regierung dringend nothwendig iſt, uam 


lich die Frage: Werden wir mit dem Salzmonobol die Einſchränkung des 
Handels mit Salz, d. h. mit denatutirtem Salz los, werden dieſe alze, 
wenn ſie in einen Zuſtand gebracht ſind, der ſie für den menſchlichen Ge- | 


brauch nicht geeignet mehr macht, nur an Produzenten verabfolgt werden 
oder werden fe dem freien Verkehr übergeben? Das iſt der entſcheidende 
Punkt. Geſchieht dies nicht, jo wird die Entwickelung des Salzverbrauchs 
ſehr lange auf ſich warten laſſen. — Die Feſtſetzun f 
binaus ſei nicht anzurathen, wohl aber eine jährliche Feſiſetzung der alben, 
da die Aufhebung des Monopols das Prinzip der Veränderlichkeit der Steuer 
erweitere. — Der Regierungs⸗Kommi Geh. F ö 
erwidert, daß es in der beſtimmten Abſicht der Regierung liege, das der 
naturirte Salz vollſtändig dem freien Verkehr zu übergeben. Die veröffent- 
lichten Materialien laſſen darüber gar keinen Zweifel. — Abg. v. Hover 
beck: So ſchwer es mir wird, daß das Salzmonopol auch nur noch einen 
Tag länger beſtehen ſolle, fo muß ich dennoch erklären, daß ich in dieſer 
Form das Geſetz nicht annehmen kaut. Wäre ich der Hoffnung, daß in 
einigen Jahren eine E mäßigung eintreten wird, ſo würde ich auch zu die ⸗ 
ſem Geſetze meine Zuſtimmung geben; aber ich bin überzeugt, daß, wenn 


1 reins⸗Verträge abgeſchloſſen werden, wir für lange Jahre 
jetzt neue Zollve ge abgeſchloſſ en, f 500 dade at 


eine Ermäßigung der Stener unmöglich. gemacht haben. 
meinem Amendement verſucht, einen 


dann aber eine allmähliche Ermäßigung eintreten laſſen, bis im Jahre 1885 
das Ziel erreicht und keine Steuer mehr erhoben wird. 


Finanzminiſter v. d. Heydt: Daß eine Ermäßigung der Salzſteuer 


erwünſcht iſt, gebe ich zu und ebenſo, daß die F eiheit des Berlehrs von 
— u u. Die Regierung iſt aber nach dem Stande unſerer 
Finanzen nicht in der Lage, auf eine Ermäßigung der Abgabe von vorn⸗ 
berein einzugehen. Sie muß bei dem Stande der allgemeinen politiſchen 
Verhältniſſe darauf ſehen, den Zuſtand unſerer Finanzen zu erhalten. Hü⸗ 


ten Sie ſich daher doch, das Zuſtandekommen des Geſetzes zu verhindern 


ttiner 


»Ent⸗ 
führung 


t: Der Zweck bei Berl bar in de I ellen a. benen, 
A ende nch ade die u Pet es 


eine große Maßregel und ich bitte, mich ſchon jetzt über die Abänderungs⸗ 


auf ſie unpolitiſch ſein. 


etzung der Steuer auf Jahre 


Finanz⸗Rath Scheele 


eg einzuſchlagen, um unſeren ärmeren 
Mitbürgern gerecht zu werden, ohne die Staatslaſſe erheblich zu drücken. 
Ich will für die erſten drei Jahre die Steuer von zwei Thalern belaſſen, 


und das Monopol aufrecht zu erha ten; denn Sie konnen auch gar nicht 
wiſſen, ob die Regierung, wenn A jetzt die Vorlage ablehnen, in 0 kurzer 
bmg — Rue — 5 2 ＋ — 3 dagegen die 
ng zwingen, der Glei eit en das Monopo in Han⸗ 

nover einzuführen. — 56 Ei; Zargen m 
} bg v. Hagen: Ueber die letzte Bemerkung des Finan:miniſters bin 
ich ſehr erſtaunt; ich kann mich aber trotzdem durch das Erfreuliche der 
Vorlage nicht blenden laſſen, daß ich für fie ſtimme, ohne das Intereſſe der 
Steuerpflichtigen zu berückſichtigen. Wenn wir jetzt wieder eine ſolche neue 
Steuer auf das Salz bewilligen wollen, ſo wird die wieder in derſelben un⸗ 
erträglichen Höhe bis in die unabſehbare Zeiten beſtehen bleiben. (Bravo!) 
Abg. Tweſten (für den Kommiſſtonsantrag): Wenn es möglich wäre, 
durch die Aufhebung des Salzmonopols auch eine Herabſetzung des Preiſes 
herbeizuführen, würde ich natürlich ſofort beiſtimmen. Dies ift aber zur 
Zeit nicht ausführbar. Zwei Momente ſind es, die der Staatsregierung 
dabei hinderlich ſind: die finanziellen Rückſichten im Allgemeinen und die 
Verhandlungen mit den ſüddeufſchen Regierungen. Von den eingebrachten 
Amendements iſt das Hag en'ſche, welches die Ermäßigung der Salziener 
von 2 Tolr. auf 1 Thlr. 20 Sgr. will, das einfachſte; die Ermäßigung 
dürfte aber beim Detailverkauf nicht ſehr in's Gewicht fallen; der Fmanz⸗ 
miniſter aber erklärt, daß eine ſolche Ermäßigung augenblicklich nicht durch⸗ 
zuführen ſei. Ich wünſche nun die Abſchaffung des Monopols dringend, 
wenn auch eine Erleichterung it nicht verbunden iſt. — Was das Amen⸗ 
dement Virchow betrifft, die Steuer von 2 Thlr. nur auf drei Jahre feſt⸗ 
zuſtellen, ſo iſt dies ohne Zweifel der korrekte und beſte Weg, um ein 
Steuer bewilligungsrecht zu erhalten. Es iſt aber dabei zu bedenken, daß 
die Regierung mit der Aufh des Salzmonopols ſchon eine Konzeſſion 
macht, und deshalb bei dieſer Gelegenheit nicht noch das Steuerbewilligungs⸗ 
recht einräumen wird, zumal ſie die Einnahmen de außerpreußiſchen Re⸗ 
gierunyen nicht abhängig, machen kann von den Beſchlüſſen des Adgeordne⸗ 
tenhauſes. Schon mit Rückſicht auf die neuen Landestheile muß das Geſetz 
durchaus zu Stande kommen. Denn die Wiedereinführung des Monopols 
in Hannover ift nicht durchführbar; ebenſewenig ift aber die Aufrechterhal⸗ 
tung einer Zollſchranke zwiſchen den alten und neuen Landestheilen moglich. 
Abg. Dr. Virchow iſt im Allgemeinen mit dem Kommiſſions⸗ 
Antrage einverſtanden, bittet aber dringend um Annahme feines Amen⸗ 
dements. damit die Frage im Sinne richtiger volkswirthſchaftlicher und kon⸗ 
ſtitutioneller Prinzipien zum Austrag gebracht werde. — Einer Kontingen- 
tirung der Salzſteuer könnte er nicht zuſtimmen, da die Steuer nicht auf 
richtigen Prinzipien beruht, ſondern die läſtigſte und drückendſte Kopfſteuer 
iſt, die es giebt; kontin entiren kann man nur eine an ſich gerechte Steuer; 
die Salzſteuer iſt aber keine gerechte Steuer, ſondern kommt gleich nach der 
Mahl- und Schlachtſteuer; eine ee | dieſer St uer wäre nichts 
e eine Permanenz⸗Erklärung des Druckes auf die ärmeren Klaſſen. 

etſall. 11 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Auf das Amendement des Abg. Bir- 
chow, betreffend die Beſchränkung der Steuer auf die Dauer von 3 Jahren, 
nach welcher Zeit es dem Hau F d ſoll, die Steuer entweder herab- 
zuſetzen oder ganz zu ſtreichen, kann die Staatsregierung nicht eingeben; 
denn es würden darauz un ehme Ueberraſchungen für den Finanz⸗ 
miniſter entſtehen; die 0 5 eder ſolchen Verle gen⸗ 
0 it vorbeng 1 te ſolche azu fehl ich 3 
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die Regierung gegen Sie das Be „daß Sie 
ergreifen werden. — Das, was der Vorredner aus den 
ſetz anführte, daß das Salzmonopol in die neuen Länder nicht eingeführt 
werden dürfte, war eine ganz ehrliche Meinung: aber ich bin guch ebenſo 
beſtimmt der Meinung, daß in keinem Staate zwei verſchiedene Syſteme 
beſtehen konnen; wenn Sie es alfo der Regierung unmöglich machen, das 
Salzmonopol aufzuheben, fo zwingen Sie die Regierung, einen Rückſchritt 
in Hannover zu machen. würde mir außerordentlich weh thun, eine 
ſolche Maßregel ausführen zu muſſen. Ich ee Sie deshalb, ſetzen 
Sie die Regierung nicht in dieſe unangeneyme Lage; helfen Sie vielmehr 
eine Maßregel beten, deren Beſeitigung ich ſchon längſt angeſtrebt habe. 
Ich empfehle Ihnen deshalb die Annabme des Geſetzes und die Verwerfun 
aller ſolcher Amendements, die das Zuſtandekommen desſelben dumb 
machen. Was den 8. 8 des Geſetzes anbetrifft, gegen den ich mich vorhin 
ausgeſprochen, ſo bemerke ich, daß ich es allerdings lieber ſehen würde, 
wenn Sie den Paragraphen nicht annehmen, um nicht einen Aufenthalt 
in der Ausführung des Geſetzes herbeizuführen. Theilen Sie meine Be- 
ſorgniſſe aber nicht, wollen Sie den Paragraphen annehmen, ſo ſehe ich 
darin lein Hinderniß für die Regierung, dem ganzen Geſetze zuzuſtimmen. 
Beifall rechts.) — Die General- Diskuſſion wird geſchloſſen und der Ref. 
bg. Hammacher erhält noch das Wort, um noch einmal mit allem Nach⸗ 
druck den Standpunkt des Kommiſſtons- Antrages zu vertreten. Er erinnert 
daran, daß in Frankreich wie in gland das Salz zu den verwegenſten 
Experimenten der Beſteuerung habe herhalten müfjen, daß es in England 
bis 1825 pro Centner 20 Pfd. Sterl. gekoſtet habe. — Bei der nunmehr 
beginnenden Spezial ⸗Diskuſſion über 8. 1 erhält Herr Dr, Löwe das 
Wort gegen denſelben. Die Minister überböten ſich förmlich in der Beru⸗ 
fung auf volkswirtyſchaftliche Gründe, wenn ſie vom Hauſe die Uebernahme 
von Zins⸗Garantien oder Anleihen für Eiſenbahnen verlangten. Wenn 
aber das Haus ſolche Gründe gegen das fiskaliſche Intereſſe vorführte, wie 
heute, dann ſollen dieſelben Gründe nichts gelteu, dann ſoll die Berufung 
Und dieſelben Leute, die ihrem vol'swirthſchaft⸗ 
lichen Jutereſſe durch Uebernahme einer Zinsgarantie für eiue pommerſche 
Bahn in glänzender Weiſe genügt haben, nehmen heute nicht Anſtand, einen 
Salzpreis zu firiven, der für gewiſſe abgelegene, von Eiſenbahnen nicht 
erreichte Landesſtriche ſogar eine Vertheuerung gegen die Zeit des Mono. 
pols herbeiführt. Woza hat man denn den Staatsſchatz wieder gefüllt, 
wenn nicht, um in ihn im Fall des Bedürfniſſes hineinzugreifen, bis dahin 
aber den Steuerzahlern, namentlich der geringſten Klaſſe unter ihnen, das 


Leben zu erleichtern. Immerhin ſei es ſchon dankenswerth, wenn der Re⸗ 


e dee e zum Konſum für das Vieh reines Steinſalz in Aus⸗ 
cht ſtelle. Denn welchen Unterſchied man immerhin zwischen Menſchen 
und Toieren ſtatuiren mag (Heiterkeit), darin ſtimmt das Thier mit dem 
Menſchen überein, daß es feinen Geſchmack nud feine Wünſche hat und daß 
es reines Steinſalz lieber nimmt, als denaturirtes. Und in welche Lage 
gerathen wir zu den Mitgliedern des Zollvereins? In jedem Falle müßte 
der niedrigſte Preis, der im Gebiet eines Vereinsmitgliedes der . 
iſt, für die Geſammtheit zu Grunde gelegt werden, damit keinem eln höherer 
als der bisherige war, aufgenöthigt werde. Jetzt aber vertheuren wir un⸗ 
ſeren neuen Landesteilen (Kurheſſen, Naſſau, Frankfurt, den Herzogthümern, 
welche Letztere gar keine Salzſteuer kennen), den Salzpreis. 

Abg. v. Blankenburg: Es regnet hier Amendements, als ob die 
Wohlthat der Aufhebung des Salzmonopols in Frage geftellt werden ſolle. 
Wie lauge die Abgabe von 2 Thlr. erhoben werden wird, ob bis 1885 — 
wer mag das fagen? Für mich wäre der ermin zu weit hinausgeſchoben. 
In England iſt man don dem Jreiſe von 20, ja 30 £ Sterl. pro Ctr. 
Salz bis zur völligen Abgabenfteiteit gelangt: fo werden auch wir dazu 
lommen, aber ohne die Sache 3 Nonor parlamentariſchen Staatsſtreich zu 
benutzen und die Aufhebung des Monopols an unerfülbare Bedingungen 
zu knüpfen, um die Rechte biejes. Haute zu erweitern. (Miveripruch.) Se 
haben Sie es mit der Guͤrtelbahn, mit der Oſtbahn gemacht (Wider ſpruch) 
und Sie tröſten 2 wenn die neuen Bahnen nicht gebaut werden, mit 
der Erweiterung Ihrer Rechte. Dei Sifenbapnfra en lann ich das noch 
verſtehen, aber was denken Sie ſich dabei, wenn Sie bei Gelegenheit des 


eitung. 


Abendblatt. Sonnabend, den 2. Februar. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Ther., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Spt 
monatlich 12%, Sgr.; 
für Preußen viertell. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 


— 


Salzmonopols ebenſo operiren? — Es folgen perſönliche Bemerkungen. — 
Bei der Abſtimmung wird zunächſt das Amendement Michaelis zu 8. 1 
mit großer Majorität angenommen, das des Hrn. Hagen mit 119 gegen 
143 Stimmen in namentlicher Abſtimmung verworfen, desgleichen werden 
die Amendements Virchow, Harkort und v. Hoverbeck abgelehnt und ſchließ⸗ 
lich 8. 1 des Kommiſſions Entwurfs faſt einſtimmig eventuell gemebmigt. 
Die folgenden Ppragraphen werden ohne Diskuſſion und ſchließlich das 
gun Geſetz definitiv angenommen. — Die von der Kommiſſion beautragte 

eſolution, die Staats⸗Regierung aufzufordern, auf die all malige Herab⸗ 
ſetzung der Salzſteuer und auf die Beſeitigung der in den übrigen Zollver- 
einsſtaaten etwa entgegen ſtehenden Hinderniſſe Bedacht zu nehmen, wird 
ohne Diskuſſion angenommen. — ueber die Petitionen, welche eine Ent 
ſchädigung der Privat⸗Salinenbeſitzer, auf Koſten des Staates befürworten, 
wird, nachdem Abg. v. Bockum -Dolffs diejeiben zur Berückſichtigung 
empfohlen, der Regierungs⸗Kommiſſarius Scheele und der Finanzminiſter 
ſich dagegen erklärt, nach dem Antrage der Kommiſſion zur Tagesordnung 
übergegangen. Der Finanzininifter bemerkt, jene Privaten hätten vom 
Staate höhere Preiſe dezogen, als er zu zahlen nöthig geh bt; ſie hätten 
das Ihrige genoſſen. (Heiterkeit.) — Schluß 4 Uhr. Die nächſte Sitzung 
ſetzt der Präſident auf morgen 12 Uhr an, obwohl katholſſcher Feiertag ſei, 
mit Rückſicht auf die Dringlichkeit der noch reſtirenden Arbeiten. Herr 
Rohden eiklärt im Namen feiner katholiſchen Freunde, da; er nichts Da- 
gegen habe, falls das Praſidium und das Haus das nicht als ein Recht in 
Auſpruch nehme. Tagesordnung: Pommerſches Lehus⸗Geſetz, Tourn und 
Taxiſches Poſtrecht, Geſetz⸗Entwürfe, betreffend die Steuer von Aktien, 
Aufhebung der Begleitſcheine und Bleie. 

Breslau, 31. Januar. Der von Dr. Stein und 50 an- 
deren Stadtverordneten eingebrachte Antrag: zu beſchließen, den in 
Breslau gewählten Parlaments-Abgeordneten dleſelben Diäten und 
Reiſekoſten durch die Kommune zu bewilligen, wie ſie Seitens des 
Staates den Abgeordneten des Landtages gewährt werden, und den 
Magiftrat zu erſuchen, dleſem Beſchluſſe beizutreten und denſelben 
zur Ausführung zu bringen, wird Seitens des Referenten begrün⸗ 
det. In der heutigen Sitzung der Stadtverordneten wurde be- 
ſchloſſen: Den Antrag von Dr. Stein und Genoſſen mit der von 
der Finanz-Kommiſſton ausgeſprochenen Vorausſetzung, und der Be- 
ſchränkung, daß die Diäten nur für das nächſte Parlament gezahlt 
werden ſollen, zu genehmigen. 

Haunover, 31. Januar. 
ſich zum llebertrütt in die preußiſche Armee gemeldet, iſt, dem „H. 
K.“ zufolge, angezeigt, daß ihre Aufnabmegeſuche am 22. d. M. 
Sr. Maj. dem Könige vorgelegt ſind. Diejenigen, welche um Pen⸗ 
ſtonirung nachgeſucht, find aufgefordert, ärztliche Atteſte nachzulte⸗ 
fern. — Die Muſterung der Militärpflichtigen aus dem Geburts- 
jahre 1846 wird dem Vernehmen nach im Mai, die Einftellung 
im Oktober d. J. ſtattfinden. 
bye ad. 31, Januar. 
Großh. der Königl. preußiſchen Regierung wegen Verkaufs 


der 
der Provinz Oberbeſſen die betreffenden Orte Petitionen an die G. 


Regierung vorbereiten, worin die Nothwendigkett dargelegt werden 


ſoll, daß der Erlös aus der Main-Wejerbahn zur Anlage von 
neuen Eiſenbahnen in der Provinz Oberheſſen verwendet werden 
möge. (Fr. J.) 

Dresden, 31. Januar. Ende Februar werden die Rekru⸗ 
tirungen für die ſächſiſche Armee Ihren Anfang nehmen. Nach den 
„Dr. Nachr.“ ſollen etwa 9000 Mann, alſo ungefahr 3000 Mann 
mehr wie voriges Jahr, ausgehoben werden. Dasſelbe Blatt er- 
klärt die große Anzahl derer, die ſich als Einjährig-Freiwillige ge⸗ 
meldet haben (in der Kreledirektion Leipzig etwa 800, in Dresden 
etwa 500), aus dem Umſtande, dag Viele ſich wohl in dem Ueber- 
ſchlag der Koſten des einjährigen Dienſtes verrechnet bätten, und 
ſchlägt vieſelben auf 500 — 600 Thlr. an. Es erſchelnt geboten, 
dagegen zu bemerken, daß dieſer Anſchlag als Durchſchnitt viel zu 
hoch gegriffen if. Eher möchte ſich eine Verrechnung in Bezug auf 
die Forderungen der Prüfung zu dem einjährigen Dienſte heraus- 


ſtellen. a 
Ausland. 


Wien, 31. Januar. Das Gerücht, daß der Kalſer dle 


Ernennung der ungartſchen Minifter ſchon vollzogen hat, iſt völlig 


unbegründet. Die Lifte der Minifter - Kandidaten verändert ſich 
noch alle Tage. Es fehlt wirklich an Männern, die das Vertrauen 
des Landes genteßen. Deak beſteht auf feinem Vorſatz, kein Porte⸗ 
feuille anzunehmen; er will feine Laufbahn mit dem Ausgleich ab⸗ 


ſchließen und bei feinem Alter (er ift etwa 65 Jahre alt) keine 


neue Karriere antreten. Er ſchmelchelt ſich mit der Rolle eines 


Patriarchen, der auf fein Werk mit Wohlgefallen herabſteht und 


von feinem Volke mit Ehrfurcht betrachtet wird. Nebenbei will er 
feine Partei, die bei feinem Eintritt ins Miniſterſum zerſtieben 
würde, zuſammenhalten. Ueber die andern Kandidaten, mit Aus- 
nahme von Eötvös, find die Anſſchten ſehr getbeilt; man führt fie 
auf, weil man eben keine Andern hat oder weil man von ihnen, 
ohne zu wiſſen weshalb, Etwas erwartet. 

Paris, 31. Januar. In dieſem Augenblicke find, wie es 
heißt, die Tiſchler und Zimmerleute mit der Wiederberſtellung der 
Rednertribünen im Senate und in der Kammer beſchäftigt. Es 
ſcheint mit zu der Krönung des Staatsgebäudes zu gehören, daß 
die Redner nicht mehr gehalten ſind, von ihren Plätzen zu ſprechen. 
Was die Tagespreſſe anbelangt, ſo iſt noch immer die Frage, ob 
vorläufige Autoriſation zur Herausgabe von Journalen oder nicht 
Man verſichert, die perſönliche Anſicht des Kaiſers ſei, daß dieſe 
Autorifation abgeſchafft werden müſſe, obgleich ibm bemerkt wurde, 
daß die orleaniſtiſche Partei, der es an Geldmitteln nicht fehlt, nur 
hierauf warte, um eine Menge von Blättern in den Departements 
zu gründen. 

London, 30. Januar. Telegraphiſch trifft vie Nachricht 
von dem Untergange eines Schraubendampfere, des „Jortuano“ ein. 
Er wurde bei Atherſield auf die felfige Küſte geworfen und von 
der ſehr ſtürmiſchen Ser, die gerade dieſe Stelle durch eine furcht⸗ 
bare Brandung und ſchreckliche Nückſtöße zu einem Leichenacker für 


Hannoverſchen Offizieren, die 


Die Verhandlungen zwiſchen 


Main - Weſerbahn an den preußſſchen Staat ſollen dem Ab- _ 
ſchluß ſehr nahe ſteben. Wie wir weiter erfahren, ſollen daber in 
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Seeleute und zu einer Stätte der Zerſtörung für die Schifffahrt 
gemacht hat, bald dermaßen zugerichtet, daß man daran denken 
mußte, das Leben der Mannſchaft zu ſchützen. Die Küſtenwache 
brachte ihren Naketen-Apparat in Thätigkeit und Kapitän und die 
Mannſchaft wurden gerettet. Unter den Geretteten befanden ſich 
auch der Kapitän und drei Mann von der Brigg „Evangeliſt“, die 
ſchon vorher im Mittelländiſchen Meere Schiffbruch gelltten hatten 
und von dem „Fortuano“ aufgenommen worden waren. 

— Der „Globe“ iſt ſehr erfreut, zu vernehmen, daß die ita- 
lieniſche Regierung beſchloſſen habe, in der orientaliſchen Frage eine 
ſtreng neutrale Haltung zu beobachten und ein gutes Einvernehmen 
mit der Pforte zu pflegen. Es ſel dies von großer Wichtigkeit, 
da es dazu dienen werde, die Hoffnungen der Kandloten, ſo wie 
überhaupt der chriſtlichen Stämme des ottomaniſchen Reiches herab⸗ 
zuſtimmen und die Ruhe zu befeſtigen. Auf Italien hätten die 
Rajas vorzugsweiſe gerechnet. 

Florenz, 30. Januar. Ueber die Zuſtände in Rom wird 
der „N. Pr. 3.“ in einem Briefe aus Paris Folgendes gejchrie- 
ben: Der „Monde“, der ſich — und wohl mit Recht — nicht aus⸗ 
reden laſſen will, daß die viel beſprochene Ermordung des päpft- 
lichen Zouaven in Rom ein politiſcher Mord geweſen ſet, läßt fi 
aus Rom noch einige Details über den Hergang der Dinge mit- 
theilen, die aber kein beſonderes Intereſſe bieten. Wichtiger tft 
Folgendes: Die revolutionären Comitès fahren fort, vermittelt 
Elnſchüchterung zu Werke zu gehen, und die meiften römiſchen Fa⸗ 
milien wagem es nicht mehr, die Theater zu beſuchen, weil fie 
fürchten, das dieſelben in Brand geſteckt werden. Von anderer 
Seite wird daſſelbe geſchrieben. Auch die franzöſiſchen Offiziere 
und Zouaven erhalten anonyme, mit allerlei grauſigen Emblemen 
(als Todtenköpfen, Dolchen u. ſ. w.) gezlerte Drohbriefe. Dies 
verhindert jedoch nicht, daß fortwährend junge Männer aus den 
weſtlichen und ſüdlichen Provinzen Frankreichs noch in Rom ein- 
treffen, um Dienſte zu nehmen. Der Kaiſerlichen Regierung iſt 
das nicht angenehm. Sie glaubt darin eine ſyſtematiſche Oppoſi⸗ 
tion der legitimiſtiſch-klerikalen Partei, eine Art von Manifeſtation 


gegen ſich ſelber zu erblicken. 


Florenz, 30. Januar. In der heutigen Sitzung der Depu⸗ 
tieten-Kammer interpellirte Bixio die Reglerung in Betreff des 


Vorfalls der Fregatte „Formidable“, auf welche aus einem öſter⸗ 
reichiſchen Fort geſchoſſen worden if. Brixio miß billigte das Ver⸗ 


fahren des Kapitains der Fregatte. Der Marineminiſter ſagte, 
das öſterreichiſche Fort habe aus Irrthum auf die Fregatte ge⸗ 


ſchoſſen und fügte hinzu, in dieſer Beziebung ſeien Verhandlun⸗ 


n 


gen mit Oeſterreich angeknüpft. Die Interpellation hatte keine 


weitere Folge. 


Madrid, 29. Januar. Ein an den Finanzminiſter gerichte⸗ 


der Königl. Befehl ſetzt ein neues Reglement zu dem Zwecke feſt, 


zu erleichtern. 


den Verkauf der Nationalgüter 
8 Das Journal „Hellas“ führt in 


Athen, 12. Januar. 


einem ſehr verſtändig gehaltenen Artikel über die grlechiſche 
Politik des Weitern aus, daß man im übrigen Europa jetzt dem 


geiſtlichen Volke viel Unrechtes thut, wenn man es jo ohne Weite- 


res als unfähig darſtellt, die Sache der Cbriſtenheit (um es kurz 


auszudrücken) im Orient zu vertreten. Der Verfaſſer erinnert dar- 


an, daß man noch vor wenigen Jahren auch die Deutſchen für 


politiſch unfähig erklärt habe, und zeigt, daß die Mängel der po- 


litischen Aktion Griechenlands nicht im Geiſt des griechiſchen Vol⸗ 


kes ihre Quelle haben, daß vielmehr neben der Frelheitsliebe auch 


der Ordnungeſinn des griechiſchen Volkes ſehr ſtark ſel, der ſich be⸗ 
ſonders in der Liebe des Griechen zum Königthum, zur Monarchie 
zeige. Man dürfe die Vertreibung des Königs Otto nicht dagegen 
anführen; auch die ſehr monarchiſch geſinntenn Engländer hätten 
eine Dynaſtie vertrieben, und Griechenland hat das Unglück, daß 
ts kein feudales und ariſtokratiſches Mittelalter durchlebt hat. 
Warſchau, 29. Januar. (Poſt.) Ein bieſiger katboll⸗ 


ſcher Geiſtiicher, der Diviſtons-Kaplan und Ehrendomberr Stanis⸗ 


law Felinsti, ein Verwandter des bekannten Erzbiſchofs dieſes 
Namens, hat in einer der letzten Nummern des „Dz. Warſz.“ 
einen heftigen Artikel gegen die polniſche Geiſtlichkelt veröffentlicht, 
der nicht geringes Aufſehen erregt hat. Es heißt in dem Artikel: 


„Man kann Polen den Sitz des finſterſten Fanatismus nennen, 


deshalb, weil die Geiſtlichkeſt im Volke Felndſchaft und Haß gegen 
alles Akatholiſche verbreitet, ſich fortwährend in polttiſche Sachen 
gemiſcht und einen hervorragenden Antbeil am letzten Aufſtande 
genommen hat. Durch Drehereien und Schwindelelen hat die Geift- 
lichkeit aus der chriſtlichen römiſch⸗katholſſchen Religion eine neue, 
die polulſch⸗katholiſche, gemacht.“ Der Kloſtergeiſtlichkeit wirft Hr. 
Felinskl vor, daß fie den Weibern den Kopf verdrehe, Leichtgläu⸗ 
bige fanatifire und geheimen politiſchen Intelguen ergeben ſel. Er 
belobt die ruſſiſche Regierung, daß fie eine Anzahl dleſer „ſchädli⸗ 
chen Kongregationen“ aufgehoben habe, und bedauert, daß. dies 
noch nicht mit allen geſchehen jet. Wegen Zulafjung dieſes Arti- 
tels hat der Vorgeſetzte der Cenſur der Tagrepreſſe und Direktor 
des amtlichen „Dz. Warſz.“, ſowie der „Ruſſiſchen Zeitung“, der 
General Pawliſzeſew, beute unerwartetet ſeine Demiſſion erhalten. 
Newyork, 19. Januar. Eine franzoſiſche Truppe von 1000 
Mann wurde bel San Juan (Chihuahua) überrumpelt und verlor 
250 Gefangene. 
Tampico. 
——TT—T—TbTCT0TdTTF——K————— 
ommern. G e 
tettin, 2. Februar,. In der geſtrigen Staderordneten Sitzung 
PRIOR, kee Herr Berſenbe zunächſt mit, daß von der 4. n in 
Stelle des Herrn Juſtizrathes Pitzſchty der Zimmermeiſter Herr Br, ilh. 
Schultz zum Mitgliede der Oekonomie⸗Deputation gewählt ſei. — Sodann 
fand die Bürgermeiſterwahl ſtatt, über deren Reſultat wir bereits im Mor- 
genblatte berichtet haben. — Demnächſt ging die Verſammlung zur Bera- 
thung des Berichtes der Rechnungs-Abnahme⸗Kommiſſton über die Prü- 
fung des Etatsentwurfes pro 1867 über. Herr Dr. Amelung leitete ſein 
Referat damit ein, daß er zuerſt über den vom Magiſtrat vorgelegten be⸗ 
ſonderen Etat der Feuer⸗Sozietäts⸗Kaſſe, welcher in Einnahme und Aus ⸗ 
gabe balaneirend mit 13,951 % 11 Gr 2 J abſchließt, berichtete. 
Zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten beſteht ſchon ſeit längerer Zeit 
eine Differenz bezüglich der Rechtmäßigkeit des vom erſteren aus der Feuer ⸗ 
Sozietätskaſſe beanſpruchten Beitrages von jährlich 3000 „ zu den 
Koſten des ſtädtiſchen Feuerlöſchweſens. Die Kommiſſion hat auch demzu⸗ 
folge den Magiſtrat nicht für berechtigt erachtet, aus jener Kaſſe für die 
Kämmereikaſſe anders ais zur a der Loͤſchgeräthe einen 
(etatsmäßig auf 600 4 pro anno veranſchlagten) Beitrag zu fordern 
und bei der Verſammlung den Antrag geſtellt: „als nothwendige Ausgabe 
aus der Feuerſozietäts⸗Ka e für die Feuerwehr, in specie für Reparatur 
der Feuerlöſchgeräthe, nur jene 600 zu bewilligen, die überſchießenden 


Der Kaiſerliche General Mejia marſchirt gegen 


2400 Rz aber zur Erhöhung des Reſervefonds zu verwenden und den 
Magiſtrat im Uebrigen zu erſuchen, die erforderlichen Einleitungen zu tref⸗ 
fen, um im Wege der Geſetzgebung eine den Intentionen des Magiſtrats 
entſprecheude Abänderung des vom Jahre 1752 datirenden Statuts der 
Feuerſozietäts⸗Kaſſe herbeizuführen. Herr Kämmerer Hoffmann erklärte 
Namens des Magiſtrats etwa Folgendes: Letzterer wäre der Anſicht, daß 
der Feuerſozietats⸗Fonds ein ſtädtiſcher Fonds ſei und daß der Magiſtrat 
demgemäß auch das vollſtändige Recht habe, zu beſchließen, was aus dem⸗ 
ſelben gezahlt werden ſolle und was nicht. Auch die Königl. Regierung, 
reſp. der Herr Ober⸗Präſideut, habe bereits früher entſchieden, daß den 
ſtädtiſchen Behörden die Eutſcheidung in letzterer Beziehung zuſtehe und 
bäte er, es bei der Ausgabe zu belaſsen. Es liege unbedingt im Intereſſe 
der Hausbeſitzer, gute Löſchanſtalten zu haben; i. J. 1846 ſei der Beſchuß 
efaßt: 1) eine bezahlte Feuerwehr —— 2) die Hälfte der bezüglichen 
oſten auf die Kämmereikaſſe zu übernehmen und durch die jetzige neuere 
Einrichtung des Feuerlöſchweſens ſei auch in den gegenſeitigen Rechten und 
Pflichten keine Aenderung eingetreten. Er könne es nur als eine zu große 
Gewiſſenhaftigleit anſehen, wenn die Verſammlung ſich das bisher faktiſch 
ausgeübte Recht der Koſtenbewilligung fernerhin ſelbſt beſchränke. Uebrigens 
glaube er auch nicht, daß event. ſelbſt das Miniſterium eine dem vorer⸗ 
wähnten Ausſpruche der ihm untergeordneten Behörden entgegenſtehende 
Entſcheidung treffen würde. Hr. Dr. Zachariä ſuchte in einem längeren Vor⸗ 
trage nachzuweiſen, daß man nur an den Beſtimmungen der Stiftungs⸗ 
urkunde vom Jahre 1752 feſthalten könne; nach denſelben ſei aus der So⸗ 
zietätskaſſe aber nur Entſchädigung zu gewähren: a) für den durch Brand 
entſtandenen Schaden; b) für die bei der Dämpfung des Feuers entſtan⸗ 
denen Beſchädigungen und c) für die Unterhaltung der Feuerlöſchgeräthe. 
Das jetzige Verlangen der Zahlung der in Rede ſtehenden 3000 Thlr. in. 
volvire dagegen eine offenbare Vermögens⸗Konfikstion. — Die biernächſt 
vorgenommene Abſtimmung ergab die Annahme der Koͤmmiſſionsanträge.— 
Sodann wurde mit der Berathnng des Prüfungsberichtes über den Haupt⸗ 
etat begonnen und gab Herr Kämmerer Hoffmann vorweg die Erklä⸗ 
rung ab, daß der Magiſtrat — abweichend von dem ſonſt beliebten Ver ⸗ 
fahren, wonach demſelben die Beſchlüſſe der Verſammlung erſt wieder zur 
Aeußerung zugefertigt ſeien und wodurch die Feſtſtellung des Etats nur 
verzögert würde — die heutigen Beſchlüſſe als „definitive“ hinnehmen 
werde. (Der von der Rechnungs⸗Abnahme⸗Kommiſſion bezüglich der Prü- 
fung des Etats aufgeftellte höchſt komplizirte Bericht enthält, wie wir bier 
erläuternd bemerken wollen, 101 verſchiedene Monitas, deren ſpezielle Mit⸗ 
theilung wir uns um ſo eher verſagen können, als wie dieſelben zum 
allergrößten. Theile gar kein allgemeines Intereſſe darbieten. Als 
Hauptſache führen wir dagegen an, daß in jenem Berichte die 
Aufrechthaltung eines Ordinariums und eines Extraordinariums, welche 
der Magiſtrat in feiner, Vorlage als nicht zweckmäßig bezeichnet hatte, in 
ſtrengſter Weiſe durchgeführt wird. Während der Entwurf des Magiſtrats 
ein bedeutendes Defizit anſweiſt, zu deſſen Deckung eine neue Kommu⸗ 
nal⸗Realſteuer im Betrage von 32,512 Thlr. eingeführt werden, ſowie der 
Reſt der Stadtobligationen Littr. G. von 10,000 Thlr. und die erſte Rate 
einer neuen Anleihe im Betrage von 98,000 Thlr. dienen ſoll, ſtellt ſich 
das Reſultat nach der Zuſammenſtellung der Rechnungs⸗Abnahme⸗Kom⸗ 
miſſton in Folge einer Menge von Streichungen und Uebertragungen auf 
das Extraordinarium im Ordinarium fo baust, daß nicht nur von der 
Einführung einer Real⸗Kommunalſteuer Abſtand genommen, 
ſondern auch der Portionsſatz ber Perſonal⸗Kommunalſteuer 
von 20 auf 10 Sgr. ermäßigt werden kann und dennoch ein 
Ueberſchuß von 31,402 Thlr. 14 Sgr. 2 Pf. bleibt. Die Ausgaben des 
Extraordinariums ſtellt der Bericht der Kommiſſion auf 172,959 Thlr. 21 
Sgr. 1 Pf. feſt, zu deren Deckung die ar für Kriegsleiſtungen, die 
vorhandenen 10,000 Thlr. Obligationen Littr. G. und eine Anleihe von 
117,445 Thlr. 21 Sgr. 1 85 dienen ſollen.) Nach N der vorgedach⸗ 
ten Erklärung bemerkte der Herr Kämmerer weiter, daß 31 von ihm ſpeziell 
aufgezählte Monita Seitens des Magiſtrats als „Verbeſſerungen“ anerkannt 
würden und daß derſelbe ſich deshalb mit dieſen Monitas unbedingt 
einverſtanden erkläre, wodurch dieſelben alſo erledigt waren. Bezüglich 
der übrigen 70 Monita trat die Verſammlung ſodann in die Debatte ein, 
welche indeſſen in der A N 
ferung 3 e e DENE e e 
iſt faſt überall n en Auträgen der Re ngs⸗Abnahme⸗Komm 
entſchieden. TER ee 5 fa 4 rnsH e 
von den auf 200 Thlr. veranſchlagten Re 
Thlr., 2) von den für Erleuchtung der Vorſtädte durch Petroleumlampen 
veranſchlagten 2300 Thlr. 500 Thlr. zu ſtreichen, det der 500 Thlr. 
wurden nur 300 Thlr. abgeſetzt) und 3) die auf 4 g 
Summe des Verdienſtes aus den Arbeiten der Feuerwehr für die ſtädtiſche 
Verwaltung um 300 Thlr. zu erhöhen. — Der Herr Kämmerer theilte 
üdrigens in bereitwilliger Weiſe ſchon vor dem Beginn der Debatte auch 
rückſichtlich vieler vom Magiſtrat nicht anerkannter Monita die Anſichten 
mit, welche den Magiſtrat bei Aufſtellung der bemängelten Etatspoſitionen 
im Allgemeinen geleitet haben und erkannte der Referent das vom Magi⸗ 
ſtrat bewieſene Entgegenkommen, wodurch die Erledigung der Sache weſent⸗ 
lich gefördert werde, mit beſonderem Danke an. 

Stettin, 2. Februar. Geſtern Abend wurde die Frau 
eines bicfigen Zimmergeſellen, welche in Begleitung ihrer 16jäpri- 
gen Tochter in verſchiedenen Geſchäftslokalen Gelegenheitediebſtähle 
verübt, verhaftet. g 

— Der Milchpächter Haaſe vom benachbarten Gute Wendorf 
bielt geſtern Mittag mit feinem Fubrwerke, auf dem: fi die ver⸗ 
ehelichte Haaſe befand, vor dem Morlßſchen Schankladen in der 
Langenbrückſtraße. Bel Gelegenheit des verſuchten Vorbeifahrens 
eines einem hieſigen Kaufmann gehörigen Wagens wurde der Hin- 
terthell des Haaſeſchen Fuhrwerles vom erſteren erfaßt, die Deich⸗ 


ſel in das Schaufenſter des Ladens gedrängt und dies ſowle ver- 


ſchiedene dort aufgeftellte Flaſchen mit Getränken zertrümmert. 


Ebenſo ſiel die Frau H. vom Wagen und erlitt dadurch einige in⸗ 
deſſen nur unbedeutende Verletzungen. 

— Der Handelsminifter hat beſtimmt, die Benutzung der 
Rettungs-Apparate denjenigen Gegenſtänden hinzutreten zu laſſen, 
über welche Schiffer und Steuerleute geprüft werden. 

— Der geſchäftsfübrende Ausſchuß der „National-Jnvaliden⸗ 
Stiftung“ veröffentlicht das erſte Hauptverzeichniß der eingegangenen 


Beiträge. Dieſelben umfaſſen in 1162 Poſten idie Summe von 


253,963 Thlr. 6 Sgr. 5 Pf. Die Gaben aus unſerer Provinz 
erreichen die Höhe von 2801 Thlr. 16 Sgr. 10 Pf. 
Stargard, 2. Februar. Bel der am Montag in öffent⸗ 
licher Stadtverordneten-Sitzung vorzunehmenden Wahl eines Bür⸗ 
germeiſters werden vorausſichtlich auf engere Wahl kommen dle 


fees, Bürgermelſter Kampfmeyer in Rügenwalde und Syndikus Jo- 
ſeph in Thorn. - 

Pyritz, 31. Januar. In einer geſtern Hier ſtattgehabten 
konſervativen Verſammlung wurde der Landrath des Pyritzer Krei⸗ 
ſes, Herr v. Schöning Clemmen, als Kandidat zum norddeutſchen 
Parlamente aufgeſtellt, und zu recht reger Betheiligung bel der be⸗ 
vorſtehenden Wahl aufgefordert. 5 


Vermiſchtes. 
Magdeburg, 31. Januar. (Sp. 3.) Nachſtehender Fall 
liefert abermals den Bewets, wie unumgänglich nöthig es iſt, daß 


1 t zu Ende kam, deren det 
paraturkoſten der Rudofie 100 


Thlr. veranſchlagte 


Herren Syndikus Pehlemann von hier, Kretorichter Krech in Trieb⸗ 


jedes geſchlachtete Schwein auf Trichinen unterſucht werde, um häu⸗ 


fig entſetzliches Unglück zu verhüten; andererſelts aber iſt derſelbe 
auch vom mediziniſchen Standpunkte aus wahrſcheinlich nicht ohne 
Intereſſe. Die Wittwe W. in Möckern hatte drei Schweine ge⸗ 
mäftet und eins davon etwa zehn Tage vor Weihnachten geſchlach⸗ 
tet, ohne die nöthige Unterſuchung vornehmen zu laſſen; die bei⸗ 


den anderen verkaufte fie an den Haufmann K. Legzterer ſchlach⸗ 
tete von dieſen kurz nach Weihnachten ebenfalls ein Schwein, ließ 
es unterſuchen, und es ſtellte ſich heraus, daß es durch und durch 
trichinds war. Um dieſe Zeit, alſo 14 Tage nach dem erften Genuß 
des Fleiſches, erkrankten die drei Söhne der Wittwe W. und in 
Folge der raſch bekannt gewordenen Entdeckung bei dem Kaufmann 
K., jo wie davon, daß die Hauskatze höchſt jammervoll krepirt war, 
veranlaßten dieſelben die nachträgliche Unterſuchung des noch vor⸗ 
handenen Schweinefleiſches. Der furchtbare Verdacht wurde zur 
Wahrheit, die drei jungen Männer, im Alter von 29 bis 30 Jah⸗ 
ren, waren trichinenkrank. Die Krankheit trat in entſeßzlicher Ge⸗ 
ſtalt auf; der erſte ſtarb nach etwa 14 Tagen, der zweite am 25. d. 
und der dritte war, als Schreiber dieſes Möckern verließ, in einem 
vollſtändig hoffnungsloſen Zuſtande. (Wahrſcheinlich iſt er ebenfalls 
geſtorben, denn eine Zuſchrift aus Möckern vom 28. M. meldet, 
daß bereits drei Glieder der Famille der Krankheit erlegen ſind. 
Die Red.) Die Wittwe W. hatte von dem Schwein nur gekoch⸗ 
tes oder gebratenes Fleiſch gegeſſen und iſt bis heute ganz geſund, 
während die drei Söhne rohes, gehacktes Fleiſch genoſſen hatten. 
Das dritte von den Schweinen verkaufte K. zu ſehr billigem Preife 
unter dem beſonderen Vermerk, daß er fürchte, es habe ebenfalls 
Trichinen. Der Käufer ließ es in Burg ſchlachten und bei der 
Unterſuchung ſtellte ſich heraus, daß es ebenfalls durch und durch 
trichinöbs war. — Es iſt bemerkenswerth, daß die drei Schweine 
ſich von klein auf ſehr gut gefüttert und nie ein Symptom von 
Krankheit gezeigt haben; dagegen find zwei andere Schweine, bie 
von demſelben Mutterſchweine und von demſelben Wurfe Pammen, 
aber einem anderen Beſitzer gehörten, ſeit längerer Zeit geſchlach⸗ 
tet und für vollſtändig trichinenfrel erkannt worden. 


Neueſte Nachrichten. 

München, 1. Februar, Nachmittags. Gutem Vernehmen 
nach iſt der Abgeordnete Umbſcheiden zum Miniſtertalrath ernannt 
worden. Die Arbeiten der Militär-Kommiſſton für die Stuttgarter 
Konferenzen ſind heute beendigt. Der Staatsrath wird in heutiger 
Sitzung über die Vertagung des Landtags Beſchluß faſſen. 

München, 1. Februar, Abends. In der heutigen Sitzung 
des Reichsraths beantwortete der Miniſter der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten Fürſt Hohenlohe eine Interpellatlon über feine aus⸗ 
wärtige Politik. Der Fürſt erklärte unter Anderem, er ſehe mit 
Befriedigung, daß das hohe Haus mit der von ihm im Abgeord⸗ 
netenhauſe gegebenen Erklärung einverflanden ſel. Diefes Elnver⸗ 
ſtändniß befeſtige die Stellung Balerns. Nur eln Punkt bedürfe 
noch weiterer Erläuterung; er verſtehe unter dem anzuſtrebenden 
Bündniß mit Preußen und den übrigen deutſchen Staaten einen 
auf dem Boden vollkommenſter Gleichberechtigung abzuſchließenden 
Staatsvertrag, durch welchen die Integrität des Gebietes und ge⸗ 
genſeltige Hülfe bei Gefährdung dieſer Integrität gewährlelſtet 
werde. Daß ein ſolcher Vertrag die Freiheit der Entſcheldung 
nicht gleichmäßig vorbehalte, ſondern gleichmäßig beſchränke, werde 
dem hohen Haufe kaum entgehen. Im Uebrigen bezog fi der Fürſt 
auf ſeine Erklärungen vom 19. und 23. v. Mes. 25 

ien, 1. Februar, Nachmittage. Bel der Ziehung der 
us: . N — 7 wi 


1860er Looſe kamen folgende Serien be 
1232. 1539. 1554. 11562 1254 218 : g . 
5329 (2). 4074. 4249. 4481. 4541. 4689. 4846. 5815. 6333. 
8320. 8784. 9110. 10,261. 10,341. 10,703. 11,510. 11,966. 
12,646. 12,751. 12,869. 12,904. 13,404. 13,707. 14,235. 
14,692. 14,966. 15,327. 15,364. 15,437. 15,658. 15,713. 
15,891. 16,173. 16,651. 17,689. 17,963. 18,174. 18,180. 
18,544. 18,576. 19,090. 19,158. 19,552. 19,760. 
Kopenhagen, 1. Februar, Abends. Sicherem Vernehmen 
nach beglebt ſich Prinz Johann von Dänemark am Sonntag nad 
Athen. Gleich nach der Ankunft des Prinzen in Athen erwartet 
man die Abrelſe des Königs Georgios nach Kopenhagen. 
Petersburg, 1. Februar., Nachmittags. Auf Befehl des 
Kalſers iſt für die Anlage einer Bahn von Kursk nach Kiew die 
Konzeſſion an die Herren Dervis, Med und Dolgorudi ertheilt 
worden. Die Länge der Bahn beträgt 438 Werſt; das Grün⸗ 
dungs⸗Kapital iſt auf 4½ Mill. veranſchlagt, bis zu welchem Be⸗ 
trage Obligationen ausgegeben werden. 


Stettin, 2. Februar. Witterung: regnigt, geſtern 
Froſt. Temperatur . 3% R. Wind: SO, n 
An der Borſe. 
Weizen wenig verändert, loco pr. 8öpfb; gelber und weißbunter 
80—85 & bez., do. geringer 70-78 bez, feiner 86—87 ½ n bez., 
83—85pfd. gelber * 84% & bez., 85 Br., 841, Gd., Mai-Juni 


85½ M bez., 85 
Roggen matter, pr. 2000 Pfd. loco 55—57 ½ % bez., — 
ai-Juni 55 Az 


55½ . Gd., Frühjahr 541, Ag bez., Br. u. Gd., 
Br, Juni-Juli 55½½ f Br. 
Ger ſte pr. Frühjahr 69.—Topſd. ſchleſ. 49¼ „ Br. 
Hafer 47—50pfd. Frühjahr 31% . Br. 


Kübel höher gehalten, loco 117 m Br., Februar 1114 Br., 
N 35. Br., Kb Gd., 1 12 2 Br., 
1 . 1 2 

Spiritus feſter, loco ohne Faß 162 bez., Februar 16) 

bez., Frühjahr 17, 16%, e bez., Mai- Juni 77% 8 Gd. in 7 ng 
8489.97, R aun 54 50 ie OGerſte 44—50 

Weizen ’ gen 0 e 4450 , Erbſen 
5400 % ver 25 Seht, Daler 27 r 8 ber 26 Sal. 
Schock 65 Ne, Heu pr. Ctr. 15 —25 33 * ee nun 

Hamburg, I. Februar. Getreidemarkt 
nominell. Weizen pr. Febuar 5400 Pfd. netto 1 
Gd., pr. Frühjahr 143 Br., 142 Gd. Rog 
Brutto 92 Br., 91 Gd., pr. F 


gehäftetoe, Notirungen 
Bankothaler Br., 149 


